
 
 
 

-Beschlussvorlage- 
Amt, Sachbearbeiter, Geschäftszeichen: 

Bauamt, Wencke Heß 

Tagesordnungspunkt: 

Antrag auf Baugenehmigung gem. § 49 BauGB auf Neubau eines 45,98 m Schleuderbetonmastes 
mit 2 Plattformen sowie Outdoortechnik auf Fundamentplatte auf dem Flurstück 119, 
Gemarkung Siegelau 

Datum Gremium Zuständigkeit Öffentlichkeitsstatus 

  Technischer Ausschuss Beschlussfassung öffentlich 

 
 
 

Sachverhalt: 

 

Die DFMG Deutsche Funkturm GmbH, Produktion Süd, beantragt eine Baugenehmigung gem. § 49 
BauGB auf Neubau eines 45,98 m Schleuderbetonmastes mit 2 Plattformen sowie Outdoortechnik 
auf Fundamentplatte auf dem Flurstück 119 der Gemarkung Siegelau. 
 
Bauplanungsrechtlich befindet sich das Vorhaben im Außenbereich.  
 
Die DFMG beabsichtigt den Bau einer Mobilfunkanlage sowie eine entsprechende Outdoortechnik 
mit Zufahrt. Das Vorhaben befindet sich auf dem Flurstück 119 im östlichen Bereich des Ortsteils 
Siegelau. Zur Errichtung der neuen Funkmastanlage werden neben der dauerhaft in Anspruch ge-
nommenen Fläche auch temporär in Anspruch genommene Flächen für das Baufeld und das Stel-
len des Baukrans benötigt. Laut Antrag kommt ein Standort oder die Mitnutzung vorhandener Inf-
rastruktur aus versorgungstechnischer Sicht nicht in Frage. Der Mast dient der dringenden netz-
technischen Versorgung.  
 
Ob eine Privilegierung tatsächlich vorliegt, wird derzeit geprüft. Nur wenn eine solche Privilegie-
rung nachgewiesen werden kann, ist das Vorhaben gem. § 35 BauGB genehmigungsfähig. Der der-
zeitige Kenntnisstand der Verwaltung ist der, dass gem. Kommentierung zu § 35 Abs. 1 Nr. 3 
BauGB eine Standortanalyse zur Beurteilung der Privilegierung verlangt wird.  Mittels dieser 
Standortanalyse kann die Gebietsgebundenheit nachgewiesen werden. Wenn diese vorliegt und 
eine Gebietsgebundenheit bestätigt wird, ist das Vorhaben gem. § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB privile-
giert und damit grundsätzlich genehmigungsfähig. Die Verwaltung geht allerdings davon aus, dass 
eine Privilegierung anzunehmen ist.  
 
Der Schleuderbetonmast hat eine geplante Höhe von 40 m. Dieser wird zusätzlich ergänzt mit ei-
nem Stahlaufsatzmast mit einer Höhe von 6 m.  
 
Die Gemeinde Gutach ist zur Abgabe der Stellungnahme durch die Baurechtsbehörde aufgefor-
dert worden. Mehrere Fachbehörden sind an dem Verfahren beteiligt.  
 



 

Aus bauplanerischer Sicht kann die Verwaltung das Versagen des Gemeindlichen Einvernehmens 
nicht empfehlen, da die Belange der Gemeinde Gutach durch dieses Vorhaben nicht berührt wer-
den.   
 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Verwaltung kann dem Technischen Ausschuss nur die Erteilung des Gemeindlichen Einverneh-
mens empfehlen, da gemeindeeigene Belange dieser Planung nicht entgegen stehen.   
 
 
 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Keine  
 
 
 

Ökologische Auswirkungen: 

 

Keine  
 
 
 
Bauvorlagen 
 










